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Nachruf
Am 28. Oktober 2003 ist Herr Kreisrat a. D.

Thomas Ferstl sen.
(Ehrenbürger und Träger der köschinger Bürgermedaille in Gold)

im Alter von 83 Jahren verstorben.

Herr Thomas Ferstl war 36 Jahre Mitglied im Gemeinderat und von
1960 bis 1984 zweiter Bürgermeister der Gemeinde Kösching. Von
1956 bis 1972 gehörte er dem Kreistag des ehemaligen Landkreises
Ingolstadt an, in dem er von 1961 bis 1972 als stellvertretender Land-
rat amtierte. Von 1972 bis 1978 war Herr Thomas Ferstl Mitglied im
Kreistag des Landkreises Eichstätt.
Der Verstorbene hat sich mit großem persönlichen Einsatz tatkräftig
und verantwortungsbewusst für die Belange des Landkreises insbe-
sondere auch  in der schwierigen Zeit der Landkreisgebietsreform ein-
gesetzt.
Der Landkreis Eichstätt dankt dem Verstorbenen für seine langjährige,
treue und gewissenhafte Pflichterfüllung und wird ihm stets ein eh-
rendes Gedenken bewahren.

Eichstätt, 29. Oktober 2003
Dr. Xaver Bittl

Landrat
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Bekanntmachungen des Landratsamtes

185 Einwohnerzahl am 30.06.2003

Das Bayerische Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung hat
ein Verzeichnis der Gemeinden des Landkreises Eichstätt mit den
fortgeschriebenen Einwohnerzahlen zum Stand 30.06.2003 übersandt.
Gemeinde                Einwohner              Gemeinde                Einwohner
Adelschlag 2.683 Kipfenberg, M. 5.860
Altmannstein, M. 7.084 Kösching, M. 7.936
Beilngries,St. 8.703 Lenting 4.815
Böhmfeld 1.613 Mindelstetten 1.649
Buxheim 3.504 Mörnsheim, M. 1.746
Denkendorf 4.615 Nassenfels, M. 1.790
Dollnstein, M. 2.933 Oberdolling 1.219
Egweil 1.096 Pförring, M. 3.445
Eichstätt, GKSt. 13.110 Pollenfeld 2.834
Eitensheim 2.480 Schernfeld 3.092
Gaimersheim, M. 10.677 Stammham 3.397
Großmehring 6.152 Titting, M. 2.748
Hepberg 2.423 Walting 2.402
Hitzhofen 2.650 Wellheim, M. 2.793
Kinding, M.                   2.833                Wettstetten                       4.562

122.844

186 Übungen der Bundeswehr

Die Bundeswehr führt in der Zeit vom 08. bis 13. November 2003
im Raum Nürnberg - Ingolstadt (BAB A9) – Augsburg (Bundesstraße
B300) eine Übung durch.

Ersatzansprüche für evtl. Schäden durch die Bundeswehr sind
über die Gemeinde bei der Standortverwaltung Ingolstadt, Esplanade
27, zu melden.

Die Gemeinden werden gebeten, für die ortsübliche Bekanntma-
chung (ggf. auch in abgelegenen Gemeindeteilen und Gehöften) und
die Verständigung der Jagdberechtigten zu sorgen und auf die Fristen
für die Anmeldung von Manöverschäden hinzuweisen.

A M T S B L A T T
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Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrichtungen der
übenden Truppen fernzuhalten. Die Bestimmungen über Räum- und
Fundmunition und die einschlägigen Strafbestimmungen sind zu be-
achten.

187 Änderung und Neufassung der Satzung des Zweckve r-
bandes der Sparkasse Eichstätt

Satzung des Zweckverbandes der Sparkasse Eichstätt vom 18.
September 2003

Auf Grund von Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale
Zusammenarbeit (BayRS 2020-6-1-I) wurde die Satzung des Zweck-
verbandes der Sparkasse Eichstätt durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung vom 10. Dezember 2002 und mit Genehmigung der Regie-
rung von Oberbayern (Schreiben vom 4. September 2003 231-1463-
EI/03) geändert und neu gefasst. Die Änderung und Neufassung ist im
Oberbayerischen Amtsblatt Nr. 20 vom 10. Oktober 2003 S. 154 ff
veröffentlicht.

Hierauf weist der Landkreis Eichstätt gemäß Art. 48 Abs. 3 Satz 4
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit hin.

Eichstätt, 30.10.2003
gez. Dr. Bittl, Landrat

Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt

188 Verordnung zur Änderung der Verordnung der Stadt
Eichstätt über das Offenhalten von Verkaufsstellen an
Sonn- und Feiertagen aus Anlass von Märkten, Messen
oder ähnlichen Veranstaltungen vom 24.10.2003

Aufgrund § 14 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über den Ladenschluss
(LadSchlG) vom 28.11.1956 (BGBl.I S. 875), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 29.10.2001 (BGBl.I S. 2785) und Entscheidung des
BVerfG vom 16.01.2002 (BGBl. I S. 581) in Verb. mit § 6 Abs. 1 Nr.
3 der Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits-
schutzes, der Sicherheitstechnik, des Chemikalien- und Medizinpro-
dukterechts (ASiMPV) -BayRS 805-2-A-, erlässt die Stadt Eichstätt
folgende Verordnung

§ 1
Änderung der Verordnung

Die Verordnung der Stadt Eichstätt über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen aus Anlass von Märkten, Messen
oder ähnlichen Veranstaltungen vom 18.04.1990,  geändert durch
Verordnungen vom 25.01.1991, 14.05.1992, 21.01.1994, 28.06.1996,
19.10.1999 und 26.05.2000 wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird um folgende Nr. 4 ergänzt:
"Sonntag, 30.11.2003, anlässlich der Veranstaltung "Eichstät-
ter Adventsmarkt"

2. § 3 wird aufgehoben.
§§ 4 und 5 werden zu §§ 3 und 4.

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

Eichstätt, 24.10.2003
gez. Arnulf N e u m e y e r,   Oberbürgermeister

189 Satzung der Stadt Eichstätt über die Erhebung von Er-
schließungsbeiträgen

Die Stadt Eichstätt erlässt aufgrund von Art. 5 a Abs. 1 des Kom-
munalabgabengesetzes (KAG) und der §§ 132 und 133 Abs. 3 Satz 5
des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit Art. 23 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) folgende Satzung:

§ 1
Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des KAG
und BauGB sowie dieser Satzung erhoben.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für:
1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von

Grundstücken dienen, ausgenommen solche in Gewerbe-
und Industriegebieten, an denen eine Bebauung zulässig
ist,
a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 12

m, wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis zu 9
m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu
15 m, wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis zu
12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis
zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis
zu 13 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von
Grundstücken dienen in Gewerbe- und Industriegebie-
ten, mit einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung
oder gewerbliche Nutzung beidseitig zulässig ist und mit
einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder ge-
werbliche Nutzung einseitig zulässig ist,

3. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen
(z.B. Fußwege, Wohnwege) mit einer Breite bis zu 5
m,

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 18 m,
5. Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1,
2 und 4 sind, bis zu einer weiteren Breite von 6 m,

b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß
Nrn. 1, 2 und 4, aber nach städte-baulichen
Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind (selbständige Parkflä-
chen), bis zu 15% der Flächen der erschlossenen
Grundstücke,

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,
a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1

bis 4 sind, bis zu einer weiteren Breite von 6 m,
b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber

nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der
Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind
(selbständige Grünanlagen), bis zu 15% der Flä-
chen der erschlossenen Grundstücke.

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so ver-
doppeln sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 angegebenen Maße.

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten,
so gilt für die gesamte Verkehrsanlage die größte Breite.

(4) Die in Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 genannten Breiten sind Durch-
schnittsbreiten.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tat-
sächlichen Kosten ermittelt.
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§ 4
Anteil der Stadt am beitragsfähigen Erschließungsaufwand.

Die Stadt trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsauf-
wandes.

§ 5
Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes

(1) Der nach § § 2 und 3 ermittelte und gemäß § 4 reduzierte
beitragsfähige Erschließungsaufwand wird auf die erschlossenen
Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Da-
bei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstü-
cke nach Art und Maß berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstü-
cken innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die
Fläche, die baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise genutzt
werden kann.

(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstü-
cken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes und
bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauliche, ge-
werbliche oder eine vergleichbare Nutzung nicht festsetzt,

a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die
Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze der
Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer im
Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie. Grund-
stücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung
zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Be-
stimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der
Grundstücksgrenze, die der Erschließungsanlage zu-
gewandt ist und einer im Abstand von 50 m dazu ver-
laufenden Linie.

Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände nach Satz 1
Buchstabe a) oder Buchstabe b), so fällt die Linie zusammen mit der
hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung.

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der
Nutzung wird die Fläche (Abs. 2 oder 3) vervielfacht mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,
b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,
c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,
d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier und fünf Vollge-

schossen,
e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs und mehr Vollge-

schossen,
f) 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder

gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt
werden können (z.B. Dauerkleingärten, Freibäder,
Friedhöfe, Sportanlagen).

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs eines Be-
bauungsplanes ergibt sich die  Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der
höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der
Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5,
wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abge-
rundet werden.

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als
Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe ge-
teilt durch 2,75 wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen
auf- oder abgerundet werden.

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollge-
schosse zugelassen oder vorhanden, ist diese zugrunde zu legen;
dies gilt entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder die
höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.

(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines
Bebauungsplanes oder für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan
die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Gebäude-
höhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse:

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tat-
sächlich vorhandenen Vollgeschosse. Ist die Zahl der
Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes
nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die
Höhe des Bauwerkes geteilt durch 2,75 wobei Bruch-
zahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus
der Zahl der auf den Grundstücken der näheren Um-
gebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse.

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zuläs-
sig ist, die aber gewerblich genutzt werden können,
wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stell-
plätze zulässig oder vorhanden sind, wird ein Vollge-
schoss zugrunde gelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nut-
zung werden die in Abs. 4 festgesetzten Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten
Gewerbe- und Industriegebieten;

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festset-
zung durch Bebauungsplan eine Nutzung wie in den
unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden
oder zulässig ist;

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchsta-
ben a) und b) bezeichneten Gebiete, die gewerblich,
industriell oder in ähnlicher Weise (z.B. Grundstücke
mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus-
oder Schulgebäuden) genutzt werden, wenn diese
Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen über-
wiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung
oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die tatsächlich
so genutzte Fläche als Geschossfläche.

(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbständige Grünanlagen er-
schlossene Grundstücke.

§ 6
Mehrfach erschlossene Grundstücke

(1) Für überwiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke,
die von mehr als einer vollständig in der Baulast der Stadt stehen-
den Erschließungsanlage i.S. des § 2 Abs. 1 Nr. 1 erschlossen
werden, ist die Grundstücksfläche nach § 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei
der Verteilung des umlagefähigen Aufwandes für jede Erschlie-
ßungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen.

(2) Eine Ermäßigung nach Absatz 1 ist nicht  zu gewähren,
wenn

a) ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungs-
anlage entsteht oder entstanden ist,

b) soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich
der Beitrag für die anderen Grundstücke im Abrech-
nungsgebiet um mehr als 50% erhöht.

§ 7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für
1. Grunderwerb,
2. Freilegung,
3. Fahrbahn,
4. Radweg,
5. Gehweg,
6. unselbständige Parkfläche,
7. unselbständige Grünanlage,
8. Entwässerungseinrichtung,
9. Beleuchtungseinrichtung

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.
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§ 8
Merkmale der endgültigen Herstellung der

Erschließungsanlagen
(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht be-

fahrbare Verkehrsanlagen, Sammelstraßen und selbständige Park-
flächen sind endgültig hergestellt, wenn

a) ihre Flächen im Eigentum der Stadt stehen und
b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Be-

leuchtungseinrichtungen verfügen.
Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus dem Baupro-
gramm.

(2) Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage
sind endgültig hergestellt, wenn

a) Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung
auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt,
Beton, Platten, Pflaster aufweisen; die Decke kann
auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bau-
weise bestehen;

b) unselbständige und selbständige Parkflächen eine Be-
festigung auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke
aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster, Rasengitterstei-
nen aufweisen; die Decke kann auch aus einem ähnli-
chen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen;

c) unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind;
d) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend

Buchstabe a) hergestellt und die unbefestigten Teile
gemäß Buchstabe c) gestaltet sind.

(3) Selbständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn
ihre Flächen im Eigentum der Stadt stehen und gärtnerisch gestaltet
sind.

§ 9
Immissionsschutzanlagen

Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche
Umwelteinwirkungen i.S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
werden Art, Umfang, Merkmale der endgültigen Herstellung sowie
die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes durch
Satzung im Einzelfall abweichend oder ergänzend geregelt.

§ 10
Vorausleistungen

Die Stadt kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht
noch nicht oder nicht in vollem Umfang entstanden ist, Vorausleis-
tungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitrages
erheben.

§ 11
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablö-
sungsbetrag bemisst sich nach der voraussichtlichen Höhe des nach
Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages.

§ 12
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erschließungsbeiträge
vom 25. November 1987 außer Kraft.

Eichstätt, 24. Oktober 2003
gez. Arnulf N e u m e y e r ,  Oberbürgermeister

190 Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage der
Stadt Eichstätt für die Stadtteile Eichstätt, Landersho-
fen, Marienstein/Rebdorf, Blumenberg, Wasserzell und
Wintershof (Entwässerungssatzung-EWS) vom
24.10.2003

Aufgrund der Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 2

der Gemeindeordnung, Art. 41b Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Was-
sergesetzes erlässt die Stadt Eichstätt folgende Entwässerungssatzung-
EWS:

§ 1
Öffentliche Einrichtung

(1) Die Stadt betreibt zur Abwasserbeseitigung nach dieser Sat-
zung eine Entwässerungsanlage als öffentliche Einrichtung für die
Stadtteile Eichstätt, Landershofen, Marienstein/Rebdorf, Blumenberg,
Wasserzell und Wintershof.

(2) Art und Umfang der Entwässerungsanlage bestimmt die
Stadt.

(3) Zur Entwässerungsanlage gehören auch die im öffentlichen
Straßengrund liegenden Grundstücksanschlüsse bis zur
Grenze der anzuschließenden Grundstücke.

§ 2
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer

(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zu-
sammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende Grundei-
gentum desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaftliche
Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile
von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts handelt. Soweit
rechtlich verbindliche planerische Vorstellungen vorhanden sind, sind
sie zu berücksichtigen.

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlas-
senen Vorschriften gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur
Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren ding-
lich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als
Gesamtschuldner.

§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe fol-
gende Bedeutung:

Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, land-
wirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in
seinen Eigenschaften verändert ist oder das von Niederschlägen aus
dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen abfließt. Die Be-
stimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in landwirtschaftli-
chen Betrieben anfallende Abwasser einschließlich Jauche und Gülle,
das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder
gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden; nicht zum Auf-
bringen bestimmt ist insbesondere das menschliche Fäkalabwasser.

Kanäle sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Re-
genwasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke, wie z.B. Regen-
becken, Pumpwerke, Regenüberläufe.

Schmutzwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von
Schmutzwasser.

Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und
Schmutzwasser bestimmt.

Regenwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Nie-
derschlagswasser.

Sammelkläranlage ist eine Anlage zur Reinigung des in den Ka-
nälen gesammelten Abwassers einschließlich der Ableitung zum Ge-
wässer.

Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) sind die Leitungen
vom Kanal bis zum Kontrollschacht.

Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines
Grundstücks, die dem Ableiten des Abwassers dienen, bis einschließ-
lich des Kontrollschachts.

Messschacht ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasser-
abflusses und für die Entnahme von Abwasserproben.

§ 4
Anschluss und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein
Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die öffentliche Entwäs-
serungsanlage angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe
der §§ 14 bis 17 alles Abwasser in die öffentliche Entwässerungsan-
lage einzuleiten.
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(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich auf sol-
che Grundstücke, die durch einen Kanal erschlossen werden. Der
Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes-
und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass neue Kanäle
hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden. Welche
Grundstücke durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt die
Stadt.

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht,
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht

ohne weiteres von der öffentlichen Entwässerungsan-
lage übernommen werden kann und besser von demje-
nigen behandelt wird, bei dem es anfällt;

2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder
wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwandes nicht
möglich ist.

(4) Die Stadt kann den Anschluss und die Benutzung versagen,
wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Sied-
lungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt.

§ 5
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, be-
baute Grundstücke an die öffentliche Entwässerungsanlage anzu-
schließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn
der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist.

(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet,
auch unbebaute Grundstücke an die öffentliche Entwässerungsanlage
anzuschließen, wenn Abwasser anfällt.

(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche An-
lagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd oder vo-
rübergehend vorhanden sind.

(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Ab-
wassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur Folge haben,
muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus herge-
stellt sein. In allen anderen Fällen ist der Anschluss nach schriftlicher
Aufforderung durch die Stadt innerhalb der von ihr gesetzten Frist
herzustellen.

(5) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Entwässerungsan-
lage angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts alles
Abwasser in die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten (Benut-
zungszwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle
Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Stadt die da-
für erforderliche Überwachung zu dulden.

§ 6
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung
wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder
die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung
der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf
Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Stadt einzu-
reichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen
und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 7
Sondervereinbarungen

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung
berechtigt oder verpflichtet, so kann die Stadt durch Vereinbarung ein
besonderes Benutzungsverhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen
dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung entsprechend.
Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes be-
stimmt werden, soweit dies sachgerecht ist.

§ 8
Grundstücksanschluss

(1) Die Grundstücksanschlüsse werden von der Stadt herge-
stellt, angeschafft, verbessert, erneuert, verändert, beseitigt und unter-
halten. Die Stadt kann, soweit die Grundstücksanschlüsse nicht nach §
1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind, auf Antrag zulas-
sen oder von Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer

den Grundstücksanschluss ganz oder teilweise herstellt, anschafft,
verbessert, erneuert, verändert, beseitigt und unterhält; die §§ 10 mit
12 gelten entsprechend.

(2) Die Stadt bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der
Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt auch, wo und an welchen Kanal
anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer
werden dabei nach Möglichkeit berücksichtigt.

(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die öffentliche
Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen ist, muss
die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schäch-
ten, Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen und von Sonder-
bauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dul-
den, soweit diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung
des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind.

§ 9
Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche Entwässerungsan-
lage angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit
einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen, die nach den an-
erkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu unterhal-
ten und zu ändern ist.

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind mit einer
Grundstückskläranlage zu versehen, wenn das Abwasser keiner Sam-
melkläranlage zugeführt wird. Die Grundstückskläranlage ist auf dem
anzuschließenden Grundstück zu erstellen; sie ist Bestandteil der
Grundstücksentwässerungsanlage.

(3) Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kon-
trollschacht vorzusehen. Die Stadt kann verlangen, dass anstelle oder
zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist.

(4) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann die
Stadt vom Grundstückseigentümer den Einbau und Betrieb einer He-
beanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne
diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei ei-
ner den Regeln der Technik entsprechenden Planung und Ausführung
des Kanalsystems nicht möglich ist.

(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz
hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen.

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten
daran dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt
werden.

§ 10
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder
geändert wird, sind der Stadt folgende Unterlagen in doppelter Ferti-
gung einzureichen:

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab
1:1000,

b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der
Verlauf der Leitungen und im Falle des § 9 Abs. 2 die Grund-
stückskläranlage ersichtlich sind,

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässe-
rungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Normal-
Null (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanal-
sohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Quer-
schnitte, Gefälle und Material der Kanäle, Schächte, höchste
Grundwasseroberfläche zu ersehen sind,

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder Abwasser, das in
seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht,
zugeführt werden, ferner Angaben über
- Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf

dem Grundstück, wenn deren Abwasser miterfasst wer-
den soll,

- Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials,
der Erzeugnisse,

- die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge,
- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten be-

stimmten Abwassers,
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- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung
des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, De-
kontaminierung) mit Bemessungsnachweisen.

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen, durch den was-
serwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreis-
lauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beab-
sichtigten Einrichtungen.

Die Pläne haben den bei der Stadt aufliegenden Planmustern zu
entsprechen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und Planferti-
gern zu unterschreiben.

(2) Die Stadt prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen, ist das
der Fall, so erteilt die Stadt schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine
Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zu-
rück. Die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt
werden. Andernfalls setzt die Stadt dem Bauherrn unter Angabe der
Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten
Unterlagen sind sodann erneut einzureichen.

(3) Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen darf erst nach schriftlicher Zustimmung der Stadt be-
gonnen werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbeson-
dere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt
durch die Zustimmung unberührt.

(4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Stadt
Ausnahmen zulassen.

§ 11
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Die Grundstückseigentümer haben der Stadt den Beginn des
Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Unterhaltungsar-
beiten oder des Beseitigens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen
und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr
in Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn
innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Stadt ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Alle
Leitungen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Stadt verdeckt
werden. Andernfalls sind sie auf Anordnung der Stadt freizulegen.

(3) Die Grundstückseigentümer haben zu allen Überprüfungen
Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe bereitzustellen.

(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer angemessenen
Frist durch die Grundstückseigentümer zu beseitigen. Die Beseitigung
der Mängel ist der Stadt zur Nachprüfung anzuzeigen.

(5) Die Stadt kann verlangen, dass die Grundstücksentwässe-
rungsanlagen nur mit ihrer Zustimmung in Betrieb genommen wer-
den. Die Zustimmung kann insbesondere davon abhängig gemacht
werden, dass seitens des vom Grundstückseigentümer beauftragten
Unternehmers eine Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfä-
higkeit der Anlagen vorgelegt wird.

(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die Prüfung der
Grundstücksentwässerungsanlage durch die Stadt befreien den Grund-
stückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und
den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmä-
ßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage.

§ 12
Überwachung

(1) Die Stadt ist befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen
jederzeit zu überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen und Messun-
gen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und
Messschächte, wenn die Stadt sie nicht selbst unterhält. Zu diesem
Zweck sind den Beauftragten der Stadt, die sich auf Verlangen aus-
zuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewäh-
ren und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grundstücksei-
gentümer werden davon vorher möglichst verständigt; das gilt nicht
für Probeentnahmen und Abwassermessungen.

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die von ihm zu
unterhaltenden Grundstücksentwässerungsanlagen in Abständen von
zehn Jahren durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Bauzu-
stand, insbesondere Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit untersuchen
und festgestellte Mängel beseitigen zu lassen. Über die durchgeführ-
ten Untersuchungen und über die Mängelbeseitigung ist der Stadt eine

Bestätigung des damit beauftragten Unternehmers vorzulegen. Die
Stadt kann darüber hinaus jederzeit verlangen, dass die vom Grund-
stückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand ge-
bracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen
der öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewässerverunreinigungen
ausschließt.

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das
in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, zuge-
führt, kann die Stadt den Einbau und den Betrieb von Überwachungs-
einrichtungen verlangen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit
für die Einleitung in die Sammelkanalisation eine Genehmigung nach
Art. 41c des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vorliegt und die
danach vorgeschriebenen Überwachungseinrichtungen - insbesondere
in Vollzug der Abwassereigenüberwachungsverordnung vom 9. De-
zember 1990 (GVBl S. 587) in der jeweils geltenden Fassung - einge-
baut, betrieben und für eine ordnungsgemäße städtische Überwachung
zur Verfügung gestellt werden.

(4) Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden
an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grundstücksentwäs-
serungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und etwaigen Vorbe-
handlungsanlagen unverzüglich der Stadt anzuzeigen.

(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten auch
für die Benutzer der Grundstücke.

§ 13
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück

Abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind außer Betrieb zu set-
zen, sobald ein Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage
angeschlossen ist; das gleiche gilt für Grundstückskläranlagen, sobald
die Abwässer einer ausreichenden Sammelkläranlage zugeführt wer-
den. Sonstige Grundstücksentwässerungseinrichtungen sind, wenn sie
den Bestimmungen der §§ 9 und 11 nicht entsprechen, in dem Umfang
außer Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück an die öffentliche
Entwässerungsanlage anzuschließen ist.

§ 14
Einleiten in die Kanäle

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Re-
genwasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet werden.

(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden
kann, bestimmt die Stadt.

§ 15
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen

(1) In die öffentliche Entwässerungsanlage dürfen Stoffe nicht
eingeleitet oder eingebracht werden, die

- die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren
Gesundheit beeinträchtigen,

- die öffentliche Entwässerungsanlage oder die ange-
schlossenen Grundstücke gefährden oder beschädigen,

- den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, be-
hindern oder beeinträchtigen,

- die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtne-
rische Verwertung des Klärschlamms erschweren oder
verhindern oder

- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die
Gewässer, auswirken.

(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für
1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin,

Benzol, Öl
2. Infektiöse Stoffe, Medikamente
3. radioaktive Stoffe
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung

des Abwassers in der Sammelkläranlage oder des Ge-
wässers führen, Lösemittel

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdüns-
tungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können

6. Grund- und Quellwasser
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7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt,
Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze,
Teer, Pappe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle,
Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabschneidern, Jauche,
Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen,
Silagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbe-
handlungsanlagen, Räumgut aus Grundstückskläranla-
gen und Abortgruben unbeschadet gemeindlicher Re-
gelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer
Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder
einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erb-
gutveränderten Wirkung als gefährlich zu bewerten sind,
wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwas-
serstoffe, polycyclische Aromaten, Phenole.
Ausgenommen sind
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser

in der Art und in der Menge, wie sie auch im Ab-
wasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen
sind;

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbe-
handlungsanlage zurückgehalten werden können und
deren Einleitung die Stadt in den Einleitungsbedin-
gungen nach Absatz 3 zugelassen hat;

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach Art.
41c des Bayerischen Wassergesetzes eingeleitet
werden oder für die eine Genehmigungspflicht nach
§ 1 Abs. 2 der Verordnung über die Genehmigungs-
pflicht für das Einleiten wassergefährdender Stoffe
in Sammelkanalisationen und ihre Überwachung
vom 27. September 1985 (GVBl S. 634) in der je-
weils geltenden Fassung entfällt, soweit die Stadt
keine Einwendungen erhebt.

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben,
- von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Be-

handlung in der Sammelkläranlage nicht den Min-
destanforderungen nach § 7 a des Wasserhaushalts-
gesetzes entsprechen wird,

- das wärmer als + 35° C ist,
- das einen ph-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 auf-

weist,
- das aufschwimmende Öle und Fette enthält,
- das als Kühlwasser benutzt worden ist.

(3) Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Buchst. b)
werden gegenüber den einzelnen Anschlusspflichtigen oder im Rah-
men der Sondervereinbarung festgelegt.

(4) Über Absatz 3 hinaus kann die Stadt in Einleitungsbedin-
gungen auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge
ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig ma-
chen, soweit dies zum Schutz des Betriebspersonals der Entwässe-
rungsanlage oder zur Erfüllung der für den Betrieb der öffentlichen
Entwässerungsanlage geltenden Vorschriften, insbesondere der Be-
dingungen und Auflagen des der Stadt erteilten wasserrechtlichen Be-
scheids erforderlich ist.

(5) Die Stadt kann die Einleitungsbedingungen nach Absatz 3
und 4 neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in die öffent-
liche Entwässerungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art oder
Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb
der öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden Gesetze oder Be-
scheide ändern. Die Stadt kann Fristen festlegen, innerhalb derer die
zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnah-
men durchgeführt werden müssen.

(6) Die Stadt kann die Einleitung von Stoffen im Sinn der Ab-
sätze 1 und 2 zulassen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen trifft,
durch die die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder den Be-
trieb der öffentlichen Entwässerungsanlage erschwerende Wirkung

verlieren. In diesem Fall hat er der Stadt eine Beschreibung nebst Plä-
nen in doppelter Fertigung vorzulegen. Die Stadt kann die Einleitung
der Stoffe zulassen, erforderlichenfalls nach Anhörung der für den
Gewässerschutz zuständigen Sachverständigen.

(7) Besondere Vereinbarungen zwischen der Stadt und einem
Verpflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinne des Absatzes 1
durch entsprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage ermöglichen, bleiben vorbehalten.

(8) Wenn Stoffe im Sinne des Absatzes 1 in eine Grundstücks-
entwässerungsanlage oder in die öffentliche Entwässerungsanlage ge-
langen, ist die Stadt sofort zu verständigen.

§ 16
Abscheider

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten wie z.B. Ben-
zin, Benzol, Öle oder Fette mitabgeschwemmt werden können, sind in
die Grundstücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschalten und
insoweit ausschließlich diese zu benutzen.

(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen und
bei Bedarf entleert werden. Die Stadt kann den Nachweis der ord-
nungsgemäßen Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos
zu entsorgen.

§ 17
Untersuchung des Abwassers

(1) Die Stadt kann über die Art und Menge des eingeleiteten
oder einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. Bevor erstmalig
Abwasser eingeleitet oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten
Abwassers geändert werden, ist der Stadt auf Verlangen nachzuwei-
sen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des
§ 15 fallen.

(2) Die Stadt kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch perio-
disch auf Kosten des Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Auf
die Überwachung wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einlei-
tung in die Sammelkanalisation eine Genehmigung nach Art. 41c des
Bayerischen Wassergesetzes vorliegt und die dafür vorgeschriebenen
Untersuchungen, insbesondere nach der Abwassereigenüberwa-
chungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung, ordnungsgemäß
durchgeführt und der Stadt vorgelegt werden. Die Stadt kann verlan-
gen, dass die nach § 12 Abs. 3 eingebauten Überwachungseinrichtun-
gen ordnungsgemäß betrieben und die Messergebnisse vorgelegt wer-
den.

(3) Die Beauftragten der Stadt und die Bediensteten der für die
Gewässeraufsicht zuständigen Behörden können die anzuschließenden
oder die angeschlossenen Grundstücke betreten, wenn dies zur Durch-
führung der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Maßnahmen erfor-
derlich ist.

§ 18
Haftung

(1) Die Stadt haftet unbeschadet Absatz 2 nicht für Schäden, die
auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ordnungs-
gemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungs-
einrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch für
Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden.

(2) Die Stadt haftet für Schäden, die sich aus dem Benützen der
öffentlichen Entwässerungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Per-
son, deren sich die Stadt zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient,
Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt.

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die
ordnungsgemäße Benutzung der öffentlichen Entwässerungsanlage
einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen.

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sonderver-
einbarung zuwiderhandelt, haftet der Stadt für alle ihr dadurch ent-
standenen Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und
Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksent-
wässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verursacht wer-
den, soweit dieser nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen,
zu erneuern, zu ändern und zu unterhalten ist. Mehrere Verpflichtete
haften als Gesamtschuldner.
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§ 19
Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verle-
gen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung von Abwas-
ser über sein im Entsorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie sons-
tige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit
diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich
sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die öffentliche
Entwässerungsanlage angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom
Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem ange-
schlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt
werden oder für die die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseiti-
gung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt,
soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in un-
zumutbarer Weise belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Um-
fang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstückes zu be-
nachrichtigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Ein-
richtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht
mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Stadt zu tra-
gen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Entsorgung des
Grundstücks dient.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrs-
wege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfest-
stellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrs-
flächen bestimmt sind.

§ 20
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geld-
buße belegt werden, wer vorsätzlich

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang
(§ 5) zuwiderhandelt,

2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 4 und 5 und §
17 Abs. 1 festgelegten Melde-, Auskunfts- oder Vorlagefris-
ten verletzt,

3. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung der Stadt mit der Her-
stellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage
beginnt,

4. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 Abwässer in die
öffentliche Entwässerungsanlage einleitet.

§ 21
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel

(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung beste-
henden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen.

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen
Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vorschriften
des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes.

§ 22
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 01.11.2003 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 02.01.1996 (ABl. Nr. 4

vom 26.01.1996) außer Kraft.

Eichstätt, 24.10.2003
gez. Arnulf N e u m e y e r ,  Oberbürgermeister

191 Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssat-
zung der Stadt Eichstätt für die Stadtteile Eichstätt,
Landershofen, Marienstein/Rebdorf, Blumenberg, Was-
serzell und Wintershof (BGS-EWS) vom 24.10.2003

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes er

lässt die Stadt Eichstätt folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur
Entwässerungssatzung:

§ 1
Beitragserhebung

Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung
der Entwässerungseinrichtung für die Stadtteile Eichstätt, Landersho-
fen, Marienstein/Rebdorf, Blumenberg, Wasserzell und Wintershof
einen Beitrag.

§ 2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte
oder gewerblich nutzbare sowie für solche Grundstücke und befestigte
Flächen erhoben, auf denen Abwasser anfällt, wenn

1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwäs-
serungseinrichtung besteht,

2. sie an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen
sind, oder

3. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die
Entwässerungseinrichtung angeschlossen werden.

§ 3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des
1. § 2 Nr. 1, sobald das Grundstück an die Entwässerungs-

einrichtung angeschlossen werden kann,
2. § 2 Nr. 2, sobald das Grundstück an die Entwässerungs-

einrichtung angeschlossen ist,
3. § 2 Nr. 3 mit Abschluss der Sondervereinbarung.

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem In-Kraft-Treten dieser
Satzung liegt, entsteht die Beitragsschuld erst mit In-Kraft-Treten die-
ser Satzung.

(2) Wird eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der
Nutzung des Grundstücks vorgenommen, die beitragsrechtliche Aus-
wirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluss der
Maßnahme.

§ 4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Bei-
tragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist.

§ 5
Beitragsmaßstab

(1) Der Beitrag wird bei anschließbaren Grundstücken i. S. von
§ 3 Abs. 1 nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der
vorhandenen Gebäude berechnet. Die beitragspflichtige Grundstücks-
fläche wird bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten von mindes-
tens 2.000 m² Fläche (übergroße Grundstücke) auf das 3-fache der
beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 2.000 m², be-
grenzt.

(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude
in allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden mit der vollen Fläche
herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie
ausgebaut sind. Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach der
Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwas-
serableitung auslösen oder die an die Schmutzwasserableitung nicht
angeschlossen werden dürfen, werden nicht zum Geschossflächenbei-
trag herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die
tatsächlich eine Schmutzwasserableitung haben. Balkone, Loggien
und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die
Gebäudefluchtlinie hinausragen.

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne
Bebauung zulässig ist, wird als Geschossfläche ein Viertel der Grund-
stücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf einem
Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen
Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat.

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist ein Viertel der
Grundstücksfläche als Geschossfläche anzusetzen.
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(5) Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für diese Flä-
chen noch keine Beiträge geleistet, so entsteht die Beitragspflicht auch
hierfür. Gleiches gilt im Falle der Geschossflächenvergrößerung für
die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im Falle des Ab-
satzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende
Grundstücksfläche. Gleiches gilt für alle sonstigen Veränderungen,
die nach Absatz 2 für die Beitragsbemessung von Bedeutung sind.

(6) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach
Absatz 3 oder Absatz 4 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird
der Beitrag nach Absatz 1 neu berechnet. Dem so ermittelten Betrag
ist der Betrag gegenüberzustellen, der sich im Zeitpunkt des Entste-
hens der neu zu berechnenden Beitragsschuld (§ 3 Abs. 2) bei Ansatz
der nach Absatz 3 oder Absatz 4 berücksichtigten Geschossfläche er-
geben würde. Der Unterschiedsbetrag ist nach zu entrichten. Ergibt
die Gegenüberstellung eine Überzahlung, so ist für die Berechnung
des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem
der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde. Der Erstattungsbetrag ist
vom Zeitpunkt der Entrichtung des ursprünglichen Beitrags an nach §
238 AO zu verzinsen.

(7) Bei anschließbaren Grundstücken, bei denen aufgrund der
Baugenehmigung oder einer entwässerungsrechtlichen Genehmigung
nur Schmutzwasser abgeleitet werden darf, wird der Beitrag nur aus
der Geschossfläche berechnet. Fällt diese Beschränkung später weg,
entsteht auch der Grundstücksflächenbeitrag.

§ 6
Beitragssatz

Der Beitrag beträgt für anschließbare Grundstücke i. S. von § 3
Abs. 1

a) pro m² Grundstücksfläche 2,20 €
b) pro m² Geschossfläche 9,80 €

§ 7
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbe-
scheides fällig.

§ 7a
Ablösung des Beitrages

Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht
abgelöst werden (Art. 5 Absatz 9 KAG). Ein Rechtsanspruch auf Ab-
lösung besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrages richtet sich
nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags.

§ 8
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse und

Untersuchungen
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesse-

rung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die Unter-
haltung der Grundstücksanschlüsse i. S. des § 3 EWS ist mit Aus-
nahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund lie-
genden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tat-
sächlichen Höhe zu erstatten. Die Kostentragung für weitere Grund-
stücksanschlüsse, die auf Wunsch des Grundstückseigentümers herge-
stellt werden, ist vorher in einer gesonderten Vereinbarung zu regeln.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweili-
gen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des
Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist. § 7 gilt entsprechend.

§ 9
Gebührenerhebung

Die Stadt erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung
Grundgebühren und von anschließbaren Grundstücken i. S. von § 3
Abs. 1 Einleitungsgebühren.

§ 9a
Grundgebühr

(1) Die Grundgebühr wird bei anschließbaren Grundstücken i.
S. von § 3 Abs. 1 nach der Nenngröße der verwendeten Wasserzähler
berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorüberge-
hend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der

Summe der Nenngröße der einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit
Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird die Nenngröße geschätzt, die
nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können.

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasser-
zählern der Nenngröße

bis       5 m³/h 30,00 €/Jahr
bis 20 m³/h 38,00 €/Jahr
über 20 m³/h 60,00 €/Jahr.

§ 10
Einleitungsgebühr

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgen-
den Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die der Entwäs-
serungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt
werden. Die Gebühr beträgt 1,25 € pro Kubikmeter Abwasser.

(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der
Wasserversorgungseinrichtung und aus der Eigengewinnungsanlage
zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem
Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen, so-
weit der Abzug nicht nach Abs. 3 ausgeschlossen ist. Der Nachweis
der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt
dem Gebührenpflichtigen. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit
Großviehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh eine Wassermenge von
15 m³/Jahr als nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr durch-
schnittlich gehaltene Viehzahl. Mit Einwilligung des Viehhalters kann
auf das Ergebnis der letzten allgemeinen Viehzählung nach dem Ag-
rarstatistikgesetz zurückgegriffen werden, sofern nicht nachgewiesen
wird, dass es von der im Vorjahr durchschnittlich gehaltenen Viehzahl
abweicht. Die Viehzählung darf nicht länger als zwei Jahre vor der
jeweiligen Abrechnung (§ 13) stattgefunden haben. Die Wassermen-
gen werden durch Wasserzähler ermittelt. Sie sind von der Stadt zu
schätzen, wenn

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung

nicht ermöglicht wird, oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der

Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht an-
gibt.

(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen
a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser
b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte

Wasser.
(4) Beim Abzug von Wassermengen für den Viehbestand (Abs.

2) wird der Gebührenberechnung nach Abs. 1 eine Mindestabwasser-
menge für jede Person von 20 m³/Jahr zugrundegelegt. Maßgebend für
die Berechnung der Mindestabwassermenge ist die Zahl der Personen
am 01. Januar, die das angeschlossene Grundstück bewohnen. Ände-
rungen, die nach dem Tage der Feststellung der Personenzahl eintre-
ten, werden nicht berücksichtigt.

§ 11
Entstehen der Gebührenschuld

(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von
Abwasser in die Entwässerungseinrichtung.

(2) Die Grundgebührenschuld für anschließbare Grundstücke i.
S. von § 3 Abs. 1 entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeit-
punkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; die Stadt
teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. Im Übrigen
entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages
in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu.

§ 12
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Ge-
bührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung
des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch
der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. Mehrere
Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.
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§ 13
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und
die Einleitungsgebühr werden einen Monat nach Zustellung des Ge-
bührenbescheides fällig.

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 1. jeden Monats Voraus-
zahlungen in Höhe eines Zwölftels der Jahresabrechnung des Vorjah-
res zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die
Stadt die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresge-
samteinleitung fest.

§ 14
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt
für die Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu
melden und über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen
auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen.

§ 15
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 01.11.2003 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 02.01.1996 (ABl. Nr. 4

vom 26.01.1996) außer Kraft.

Eichstätt, 24.10.2003
gez. Arnulf N e u m e y e r,  Oberbürgermeister

192 Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage der
Stadt Eichstätt für den Stadtteil Buchenhüll (Entwässe-
rungssatzung-EWS) vom 24.10.2003

Aufgrund der Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 2
der Gemeindeordnung, Art. 41b Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Was-
sergesetzes erlässt die Stadt Eichstätt folgende Entwässerungssatzung-
EWS:

§ 1
Öffentliche Einrichtung

(1) Die Stadt betreibt zur Abwasserbeseitigung nach dieser Sat-
zung eine Entwässerungsanlage als öffentliche Einrichtung für den
Stadtteil Buchenhüll.

(2) Art und Umfang der Entwässerungsanlage bestimmt die
Stadt.

(3) Zur Entwässerungsanlage gehören auch die im öffentlichen
Straßengrund liegenden Grundstücksanschlüsse bis zur Grenze der
anzuschließenden Grundstücke.

§ 2
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer

(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zu-
sammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende Grundei-
gentum desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaftliche
Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile
von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts handelt. Soweit
rechtlich verbindliche planerische Vorstellungen vorhanden sind, sind
sie zu berücksichtigen.

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlas-
senen Vorschriften gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur
Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren ding-
lich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als
Gesamtschuldner.

§ 3
Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe
folgende Bedeutung:

Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, land-
wirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in

seinen Eigenschaften verändert ist oder das von Niederschlägen aus
dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen abfließt. Die Be-
stimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in landwirtschaftli-
chen Betrieben anfallende Abwasser einschließlich Jauche und Gülle,
das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder
gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden; nicht zum Auf-
bringen bestimmt ist insbesondere das menschliche Fäkalabwasser.

Kanäle sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Re-
genwasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke, wie z.B. Regen-
becken, Pumpwerke, Regenüberläufe.

Schmutzwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von
Schmutzwasser.

Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und
Schmutzwasser bestimmt.

Regenwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Nie-
derschlagswasser.

Sammelkläranlage ist eine Anlage zur Reinigung des in den Ka-
nälen gesammelten Abwassers einschließlich der Ableitung zum Ge-
wässer.

Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) sind die Leitungen vom
Kanal bis zum Kontrollschacht.

Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines
Grundstücks, die dem Ableiten des Abwassers dienen, bis einschließ-
lich des Kontrollschachts.

Messschacht ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasser-
abflusses und für die Entnahme von Abwasserproben.

§ 4
Anschluss und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein
Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die öffentliche Entwäs-
serungsanlage angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe
der §§ 14 bis 17 alles Abwasser in die öffentliche Entwässerungsan-
lage einzuleiten.

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich auf sol-
che Grundstücke, die durch einen Kanal erschlossen werden. Der
Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes-
und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass neue Kanäle
hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden. Welche
Grundstücke durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt die
Stadt.

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht,
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht

ohne weiteres von der öffentlichen Entwässerungsanlage
übernommen werden kann und besser von demjenigen
behandelt wird, bei dem es anfällt;

2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder
wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwandes nicht
möglich ist.

(4) Die Stadt kann den Anschluss und die Benutzung versagen,
wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Sied-
lungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt.

§ 5
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, be-
baute Grundstücke an die öffentliche Entwässerungsanlage anzu-
schließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn
der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist.

(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet,
auch unbebaute Grundstücke an die öffentliche Entwässerungsanlage
anzuschließen, wenn Abwasser anfällt.

(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche An-
lagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd oder vo-
rübergehend vorhanden sind.

(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Ab-
wassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur Folge haben,
muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus herge-
stellt sein. In allen anderen Fällen ist der Anschluss nach schriftlicher
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Aufforderung durch die Stadt innerhalb der von ihr gesetzten Frist
herzustellen.

(5) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Entwässerungsan-
lage angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts alles
Abwasser in die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten (Benut-
zungszwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle
Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Stadt die da-
für erforderliche Überwachung zu dulden.

§ 6
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung
wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder
die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung
der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf
Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Stadt einzu-
reichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen
und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 7
Sondervereinbarungen

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung
berechtigt oder verpflichtet, so kann die Stadt durch Vereinbarung ein
besonderes Benutzungsverhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen
dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung entsprechend.
Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes be-
stimmt werden, soweit dies sachgerecht ist.

§ 8
Grundstücksanschluss

(1) Die Grundstücksanschlüsse werden von der Stadt herge-
stellt, angeschafft, verbessert, erneuert, verändert, beseitigt und unter-
halten. Die Stadt kann, soweit die Grundstücksanschlüsse nicht nach §
1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind, auf Antrag zulas-
sen oder von Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer
den Grundstücksanschluss ganz oder teilweise herstellt, anschafft,
verbessert, erneuert, verändert, beseitigt und unterhält; die §§ 10 mit
12 gelten entsprechend.

(2) Die Stadt bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der
Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt auch, wo und an welchen Kanal
anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer
werden dabei nach Möglichkeit berücksichtigt.

(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die öffentliche
Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen ist, muss
die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schäch-
ten, Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen und von Sonder-
bauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dul-
den, soweit diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung
des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind.

§ 9
Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche Entwässerungsan-
lage angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit
einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen, die nach den an-
erkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu unterhal-
ten und zu ändern ist.

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind mit einer
Grundstückskläranlage zu versehen, wenn das Abwasser keiner Sam-
melkläranlage zugeführt wird. Die Grundstückskläranlage ist auf dem
anzuschließenden Grundstück zu erstellen; sie ist Bestandteil der
Grundstücksentwässerungsanlage.

(3) Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kon-
trollschacht vorzusehen. Die Stadt kann verlangen, dass anstelle oder
zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist.

(4) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann die
Stadt vom Grundstückseigentümer den Einbau und Betrieb einer He-
beanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne
diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei ei-

ner den Regeln der Technik entsprechenden Planung und Ausführung
des Kanalsystems nicht möglich ist.

(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz
hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen.

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten
daran dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt
werden.

§ 10
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder
geändert wird, sind der Stadt folgende Unterlagen in doppelter Ferti-
gung einzureichen:

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab
1:1000,

b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der
Verlauf der Leitungen und im Falle des § 9 Abs. 2 die Grund-
stückskläranlage ersichtlich sind,

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässe-
rungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Normal-
Null (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanal-
sohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Quer-
schnitte, Gefälle und Material der Kanäle, Schächte, höchste
Grundwasseroberfläche zu ersehen sind,

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder Abwasser, das in
seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht,
zugeführt werden, ferner Angaben über
- Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf

dem Grundstück, wenn deren Abwasser miterfasst werden
soll,

- Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials,
der Erzeugnisse,

- die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge,
- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten be-

stimmten Abwassers,
- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung

des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, De-
kontaminierung) mit Bemessungsnachweisen.

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen, durch den was-
serwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreis-
lauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beab-
sichtigten Einrichtungen.

Die Pläne haben den bei der Stadt aufliegenden Planmustern zu
entsprechen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und Planferti-
gern zu unterschreiben.

(2) Die Stadt prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen, ist das
der Fall, so erteilt die Stadt schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine
Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zu-
rück. Die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt
werden. Andernfalls setzt die Stadt dem Bauherrn unter Angabe der
Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten
Unterlagen sind sodann erneut einzureichen.

(3) Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen darf erst nach schriftlicher Zustimmung der Stadt be-
gonnen werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbeson-
dere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt
durch die Zustimmung unberührt.

(4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Stadt
Ausnahmen zulassen.

§ 11
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Die Grundstückseigentümer haben der Stadt den Beginn des
Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Unterhaltungsar-
beiten oder des Beseitigens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen
und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr
in Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn
innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen.
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(2) Die Stadt ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Alle
Leitungen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Stadt verdeckt
werden. Andernfalls sind sie auf Anordnung der Stadt freizulegen.

(3) Die Grundstückseigentümer haben zu allen Überprüfungen
Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe bereitzustellen.

(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer angemessenen
Frist durch die Grundstückseigentümer zu beseitigen. Die Beseitigung
der Mängel ist der Stadt zur Nachprüfung anzuzeigen.

(5) Die Stadt kann verlangen, dass die Grundstücksentwässe-
rungsanlagen nur mit ihrer Zustimmung in Betrieb genommen wer-
den. Die Zustimmung kann insbesondere davon abhängig gemacht
werden, dass seitens des vom Grundstückseigentümer beauftragten
Unternehmers eine Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfä-
higkeit der Anlagen vorgelegt wird.

(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die Prüfung der
Grundstücksentwässerungsanlage durch die Stadt befreien den Grund-
stückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und
den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmä-
ßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage.

§ 12
Überwachung

(1) Die Stadt ist befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen
jederzeit zu überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen und Messun-
gen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und
Messschächte, wenn die Stadt sie nicht selbst unterhält. Zu diesem
Zweck sind den Beauftragten der Stadt, die sich auf Verlangen aus-
zuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewäh-
ren und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grundstücksei-
gentümer werden davon vorher möglichst verständigt; das gilt nicht
für Probeentnahmen und Abwassermessungen.

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die von ihm zu
unterhaltenden Grundstücksentwässerungsanlagen in Abständen von
zehn Jahren durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Bauzu-
stand, insbesondere Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit untersuchen
und festgestellte Mängel beseitigen zu lassen. Über die durchgeführ-
ten Untersuchungen und über die Mängelbeseitigung ist der Stadt eine
Bestätigung des damit beauftragten Unternehmers vorzulegen. Die
Stadt kann darüber hinaus jederzeit verlangen, dass die vom Grund-
stückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand ge-
bracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen
der öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewässerverunreinigungen
ausschließt.

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das
in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, zuge-
führt, kann die Stadt den Einbau und den Betrieb von Überwachungs-
einrichtungen verlangen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit
für die Einleitung in die Sammelkanalisation eine Genehmigung nach
Art. 41c des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vorliegt und die
danach vorgeschriebenen Überwachungseinrichtungen - insbesondere
in Vollzug der Abwassereigenüberwachungsverordnung vom 9. De-
zember 1990 (GVBl S. 587) in der jeweils geltenden Fassung - einge-
baut, betrieben und für eine ordnungsgemäße städtische Überwachung
zur Verfügung gestellt werden.

(4) Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden
an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grundstücksentwäs-
serungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und etwaigen Vorbe-
handlungsanlagen unverzüglich der Stadt anzuzeigen.

(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten auch
für die Benutzer der Grundstücke.

§ 13
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück

Abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind außer Betrieb zu set-
zen, sobald ein Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage
angeschlossen ist; das gleiche gilt für Grundstückskläranlagen, sobald
die Abwässer einer ausreichenden Sammelkläranlage zugeführt wer-
den. Sonstige Grundstücksentwässerungseinrichtungen sind, wenn sie
den Bestimmungen der §§ 9 und 11 nicht entsprechen, in dem Umfang
außer Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück an die öffentliche
Entwässerungsanlage anzuschließen ist.

§ 14
Einleiten in die Kanäle

(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Re-
genwasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet werden.

(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden
kann, bestimmt die Stadt.

§ 15
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen

(1) In die öffentliche Entwässerungsanlage dürfen Stoffe nicht
eingeleitet oder eingebracht werden, die

- die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren
Gesundheit beeinträchtigen,

- die öffentliche Entwässerungsanlage oder die ange-
schlossenen Grundstücke gefährden oder beschädigen,

- den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, be-
hindern oder beeinträchtigen,

- die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtne-
rische Verwertung des Klärschlamms erschweren oder
verhindern oder

- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die
Gewässer, auswirken.

(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für
1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin,

Benzol, Öl
2. Infektiöse Stoffe, Medikamente
3. radioaktive Stoffe
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung

des Abwassers in der Sammelkläranlage oder des Ge-
wässers führen, Lösemittel

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdüns-
tungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können

6. Grund- und Quellwasser
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt,

Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze,
Teer, Pappe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle,
Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabschneidern, Jauche,
Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen,
Silagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbe-
handlungsanlagen, Räumgut aus Grundstückskläranla-
gen und Abortgruben unbeschadet gemeindlicher Re-
gelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer
Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder
einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erb-
gutveränderten Wirkung als gefährlich zu bewerten sind,
wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwas-
serstoffe, polycyclische Aromaten, Phenole.
Ausgenommen sind
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser

in der Art und in der Menge, wie sie auch im Ab-
wasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen
sind;

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbe-
handlungsanlage zurückgehalten werden können und
deren Einleitung die Stadt in den Einleitungsbedin-
gungen nach Absatz 3 zugelassen hat;

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach Art.
41c des Bayerischen Wassergesetzes eingeleitet
werden oder für die eine Genehmigungspflicht nach
§ 1 Abs. 2 der Verordnung über die Genehmigungs-
pflicht für das Einleiten wassergefährdender Stoffe
in Sammelkanalisationen und ihre Überwachung
vom 27. September 1985 (GVBl S. 634) in der je-
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weils geltenden Fassung entfällt, soweit die Stadt
keine Einwendungen erhebt.

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben,
- von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Be-

handlung in der Sammelkläranlage nicht den Min-
destanforderungen nach § 7 a des Wasserhaushalts-
gesetzes entsprechen wird,

- das wärmer als + 35° C ist,
- das einen ph-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 auf-

weist,
- das aufschwimmende Öle und Fette enthält,
- das als Kühlwasser benutzt worden ist.

(3) Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Buchst. b)
werden gegenüber den einzelnen Anschlusspflichtigen oder im Rah-
men der Sondervereinbarung festgelegt.

(4) Über Absatz 3 hinaus kann die Stadt in Einleitungsbedin-
gungen auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge
ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig ma-
chen, soweit dies zum Schutz des Betriebspersonals der Entwässe-
rungsanlage oder zur Erfüllung der für den Betrieb der öffentlichen
Entwässerungsanlage geltenden Vorschriften, insbesondere der Be-
dingungen und Auflagen des der Stadt erteilten wasserrechtlichen Be-
scheids erforderlich ist.

(5) Die Stadt kann die Einleitungsbedingungen nach Absatz 3
und 4 neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in die öffent-
liche Entwässerungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art oder
Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb
der öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden Gesetze oder Be-
scheide ändern. Die Stadt kann Fristen festlegen, innerhalb derer die
zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnah-
men durchgeführt werden müssen.

(6) Die Stadt kann die Einleitung von Stoffen im Sinn der Ab-
sätze 1 und 2 zulassen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen trifft,
durch die die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder den Be-
trieb der öffentlichen Entwässerungsanlage erschwerende Wirkung
verlieren. In diesem Fall hat er der Stadt eine Beschreibung nebst Plä-
nen in doppelter Fertigung vorzulegen. Die Stadt kann die Einleitung
der Stoffe zulassen, erforderlichenfalls nach Anhörung der für den
Gewässerschutz zuständigen Sachverständigen.

(7) Besondere Vereinbarungen zwischen der Stadt und einem
Verpflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinne des Absatzes 1
durch entsprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage ermöglichen, bleiben vorbehalten.

(8) Wenn Stoffe im Sinne des Absatzes 1 in eine Grundstücks-
entwässerungsanlage oder in die öffentliche Entwässerungsanlage ge-
langen, ist die Stadt sofort zu verständigen.

§ 16
Abscheider

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten wie z.B. Ben-
zin, Benzol, Öle oder Fette mitabgeschwemmt werden können, sind in
die Grundstücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschalten und
insoweit ausschließlich diese zu benutzen.

(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen und
bei Bedarf entleert werden. Die Stadt kann den Nachweis der ord-
nungsgemäßen Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos
zu entsorgen.

§ 17
Untersuchung des Abwassers

(1) Die Stadt kann über die Art und Menge des eingeleiteten
oder einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. Bevor erstmalig
Abwasser eingeleitet oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten
Abwassers geändert werden, ist der Stadt auf Verlangen nachzuwei-
sen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des
§ 15 fallen.

(2) Die Stadt kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch perio-
disch auf Kosten des Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Auf
die Überwachung wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einlei

tung in die Sammelkanalisation eine Genehmigung nach Art. 41c des
Bayerischen Wassergesetzes vorliegt und die dafür vorgeschriebenen
Untersuchungen, insbesondere nach der Abwassereigenüberwa-
chungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung, ordnungsgemäß
durchgeführt und der Stadt vorgelegt werden. Die Stadt kann verlan-
gen, dass die nach § 12 Abs. 3 eingebauten Überwachungseinrichtun-
gen ordnungsgemäß betrieben und die Messergebnisse vorgelegt wer-
den.

(3) Die Beauftragten der Stadt und die Bediensteten der für die
Gewässeraufsicht zuständigen Behörden können die anzuschließenden
oder die angeschlossenen Grundstücke betreten, wenn dies zur Durch-
führung der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Maßnahmen erfor-
derlich ist.

§ 18
Haftung

(1) Die Stadt haftet unbeschadet Absatz 2 nicht für Schäden, die
auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ordnungs-
gemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungs-
einrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch für
Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden.

(2) Die Stadt haftet für Schäden, die sich aus dem Benützen der
öffentlichen Entwässerungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Per-
son, deren sich die Stadt zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient,
Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt.

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die
ordnungsgemäße Benutzung der öffentlichen Entwässerungsanlage
einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen.

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sonderver-
einbarung zuwiderhandelt, haftet der Stadt für alle ihr dadurch ent-
standenen Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und
Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksent-
wässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verursacht wer-
den, soweit dieser nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen,
zu erneuern, zu ändern und zu unterhalten ist. Mehrere Verpflichtete
haften als Gesamtschuldner.

§ 19
Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verle-
gen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung von Abwas-
ser über sein im Entsorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie sons-
tige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit
diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich
sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die öffentliche
Entwässerungsanlage angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom
Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem ange-
schlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt
werden oder für die die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseiti-
gung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt,
soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in un-
zumutbarer Weise belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Um-
fang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstückes zu be-
nachrichtigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Ein-
richtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht
mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Stadt zu tra-
gen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Entsorgung des
Grundstücks dient.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrs-
wege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfest-
stellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrs-
flächen bestimmt sind.

§ 20
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geld-
buße belegt werden, wer vorsätzlich

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang
(§ 5) zuwiderhandelt,
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2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 4 und 5 und §
17 Abs. 1 festgelegten Melde-, Auskunfts- oder Vorlagefristen
verletzt,

3. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung der Stadt mit der Her-
stellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage
beginnt,

4. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 Abwässer in die
öffentliche Entwässerungsanlage einleitet.

§ 21
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel

(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung beste-
henden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen.

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen
Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vorschriften
des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes.

§ 22
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 01.11.2003 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 02.01.1996 (ABl. Nr. 4

vom 26.01.1996) außer Kraft.

Eichstätt, 24.10.2003
gez. Arnulf N e u m e y e r,   Oberbürgermeister

193 Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssat-
zung der Stadt Eichstätt für den Stadtteil Buchenhüll
(BGS-EWS) vom 24.10.2003

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes er-
lässt die Stadt Eichstätt folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur
Entwässerungssatzung:

§ 1
Beitragserhebung

Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung
der Entwässerungseinrichtung für den Stadtteil Buchenhüll einen Bei-
trag.

§ 2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte
oder gewerblich nutzbare sowie für solche Grundstücke und befestigte
Flächen erhoben, auf denen Abwasser anfällt, wenn

1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwäs-
serungseinrichtung besteht,

2. sie an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen
sind, oder

3. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die
Entwässerungseinrichtung angeschlossen werden.

§ 3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des
1. § 2 Nr. 1, sobald das Grundstück an die Entwässerungs-

einrichtung angeschlossen werden kann,
2. § 2 Nr. 2, sobald das Grundstück an die Entwässerungs-

einrichtung angeschlossen ist,
3. § 2 Nr. 3 mit Abschluss der Sondervereinbarung.

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem In-Kraft-Treten dieser
Satzung liegt, entsteht die Beitragsschuld erst mit In-Kraft-Treten die-
ser Satzung.

(2) Wird eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der
Nutzung des Grundstücks vorgenommen, die beitragsrechtliche Aus-

wirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluss der
Maßnahme.

§ 4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Bei-
tragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist.

§ 5
Beitragsmaßstab

(1) Der Beitrag wird bei anschließbaren Grundstücken i. S. von
§ 3 Abs. 1 nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der
vorhandenen Gebäude berechnet. Die beitragspflichtige Grundstücks-
fläche wird bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten von mindes-
tens 2.000 m² Fläche (übergroße Grundstücke) auf das 3-fache der
beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 2.000 m², be-
grenzt.

(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude
in allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden mit der vollen Fläche
herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie
ausgebaut sind. Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach der
Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwas-
serableitung auslösen oder die an die Schmutzwasserableitung nicht
angeschlossen werden dürfen, werden nicht zum Geschossflächenbei-
trag herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die
tatsächlich eine Schmutzwasserableitung haben. Balkone, Loggien
und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die
Gebäudefluchtlinie hinausragen.

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne
Bebauung zulässig ist, wird als Geschossfläche ein Viertel der Grund-
stücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf einem
Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen
Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat.

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist ein Viertel der
Grundstücksfläche als Geschossfläche anzusetzen.

(5) Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für diese Flä-
chen noch keine Beiträge geleistet, so entsteht die Beitragspflicht auch
hierfür. Gleiches gilt im Falle der Geschossflächenvergrößerung für
die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im Falle des Ab-
satzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende
Grundstücksfläche. Gleiches gilt für alle sonstigen Veränderungen,
die nach Absatz 2 für die Beitragsbemessung von Bedeutung sind.

(6) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach
Absatz 3 oder Absatz 4 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird
der Beitrag nach Absatz 1 neu berechnet. Dem so ermittelten Betrag
ist der Betrag gegenüberzustellen, der sich im Zeitpunkt des Entste-
hens der neu zu berechnenden Beitragsschuld (§ 3 Abs. 2) bei Ansatz
der nach Absatz 3 oder Absatz 4 berücksichtigten Geschossfläche er-
geben würde. Der Unterschiedsbetrag ist nach zu entrichten. Ergibt
die Gegenüberstellung eine Überzahlung, so ist für die Berechnung
des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem
der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde. Der Erstattungsbetrag ist
vom Zeitpunkt der Entrichtung des ursprünglichen Beitrags an nach §
238 AO zu verzinsen.

(7) Bei anschließbaren Grundstücken, bei denen aufgrund der
Baugenehmigung oder einer entwässerungsrechtlichen Genehmigung
nur Schmutzwasser abgeleitet werden darf, wird der Beitrag nur aus
der Geschossfläche berechnet. Fällt diese Beschränkung später weg,
entsteht auch der Grundstücksflächenbeitrag.

§ 6
Beitragssatz

Der Beitrag beträgt für anschließbare Grundstücke i. S. von § 3
Abs. 1

a) pro m² Grundstücksfläche   0,85 €
b) pro m² Geschossfläche 14,65 €

§ 7
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbe-
scheides fällig.
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§ 7a
Ablösung des Beitrages

Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht
abgelöst werden (Art. 5 Absatz 9 KAG). Ein Rechtsanspruch auf Ab-
lösung besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrages richtet sich
nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags.

§ 8
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse und

Untersuchungen
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesse-

rung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die Unter-
haltung der Grundstücksanschlüsse i. S. des § 3 EWS ist mit Aus-
nahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund lie-
genden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tat-
sächlichen Höhe zu erstatten. Die Kostentragung für weitere Grund-
stücksanschlüsse, die auf Wunsch des Grundstückseigentümers herge-
stellt werden, ist vorher in einer gesonderten Vereinbarung zu regeln.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweili-
gen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des
Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist. § 7 gilt entsprechend.

§ 9
Gebührenerhebung

Die Stadt erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung
Grundgebühren und von anschließbaren Grundstücken i. S. von § 3
Abs. 1 Einleitungsgebühren.

§ 9a
Grundgebühr

(1) Die Grundgebühr wird bei anschließbaren Grundstücken i.
S. von § 3 Abs. 1 nach der Nenngröße der verwendeten Wasserzähler
berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorüberge-
hend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der
Summe der Nenngröße der einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit
Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird die Nenngröße geschätzt, die
nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können.

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasser-
zählern der Nenngröße

bis     5 m³/h 30,00 €/Jahr
bis 20 m³/h 38,00 €/Jahr
über 20 m³/h 60,00 €/Jahr.

§ 10
Einleitungsgebühr

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgen-
den Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die der Entwäs-
serungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt
werden.

Die Gebühr beträgt 1,25 € pro Kubikmeter Abwasser.
(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der

Wasserversorgungseinrichtung und aus der Eigengewinnungsanlage
zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem
Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen, so-
weit der Abzug nicht nach Abs. 3 ausgeschlossen ist. Der Nachweis
der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt
dem Gebührenpflichtigen. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit
Großviehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh eine Wassermenge von
15 m³/Jahr als nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr durch-
schnittlich gehaltene Viehzahl. Mit Einwilligung des Viehhalters kann
auf das Ergebnis der letzten allgemeinen Viehzählung nach dem Ag-
rarstatistikgesetz zurückgegriffen werden, sofern nicht nachgewiesen
wird, dass es von der im Vorjahr durchschnittlich gehaltenen Viehzahl
abweicht. Die Viehzählung darf nicht länger als zwei Jahre vor der
jeweiligen Abrechnung (§ 13) stattgefunden haben. Die Wassermen-
gen werden durch Wasserzähler ermittelt. Sie sind von der Stadt zu
schätzen, wenn

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung

nicht ermöglicht wird, oder

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der
Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht an-
gibt.

(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen
a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser
b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte

Wasser.
(4) Beim Abzug von Wassermengen für den Viehbestand (Abs.

2) wird der Gebührenberechnung nach Abs. 1 eine Mindestabwasser-
menge für jede Person von 20 m³/Jahr zugrundegelegt. Maßgebend für
die Berechnung der Mindestabwassermenge ist die Zahl der Personen
am 01. Januar, die das angeschlossene Grundstück bewohnen. Ände-
rungen, die nach dem Tage der Feststellung der Personenzahl eintre-
ten, werden nicht berücksichtigt.

§ 11
Entstehen der Gebührenschuld

(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von
Abwasser in die Entwässerungseinrichtung.

(2) Die Grundgebührenschuld für anschließbare Grundstücke i.
S. von § 3 Abs. 1 entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeit-
punkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; die Stadt
teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. Im Übrigen
entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages
in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu.

§ 12
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Ge-
bührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung
des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch
der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. Mehrere
Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 13
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und
die Einleitungsgebühr werden einen Monat nach Zustellung des Ge-
bührenbescheides fällig.

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 1. jeden Monats Voraus-
zahlungen in Höhe eines Zwölftels der Jahresabrechnung des Vorjah-
res zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die
Stadt die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresge-
samteinleitung fest.

§ 14
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt
für die Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu
melden und über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen
auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen.

§ 15
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 01.11.2003 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 02.01.1996 (ABl. Nr. 4
vom 26.01.1996) außer Kraft.

Eichstätt, 24.10.2003
gez. Arnulf N e u m e y e r ,   Oberbürgermeister

Bekanntmachungen anderer Behörden

Wasser- und Bodenverband Obere Schutter

194 Bekanntmachung der Haushaltssatzung nach Vorlage
bei der Rechtsaufsichtsbehörde
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I.
Auf Grund der §§ 10 und 21 der Verbandssatzung und der Art. 34

Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale
Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung
hat der Wasser- und Bodenverband am 21. Oktober 2003 folgende
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2003 beschlossen, die hiermit
gemäß Art. 24 Abs. 1, Art. 40 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit
Art. 65 Abs. 3 GO bekannt gemacht wird:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2003 wurde festgesetzt;

er schließt
im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 5.560 €

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 5.780 €

ab.
§ 2

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt
werden nicht aufgenommen.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden

nicht festgesetzt.
§ 4

Umlagen werden nicht erhoben.
§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 1.000 € festgesetzt.

§ 6
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen.

§ 7
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2003 in Kraft.

II.
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen

Teile.

III.
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen während des

ganzen Jahres in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in 85072
Eichstätt, Ostenstraße 31 a, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstun-
den zur Einsicht auf.

Wellheim, 27. Oktober 2003
gez. , B u r z l e r,  Verbandsvorsitzender

Zweckverband Wasserversorgung Altmühltal

195 Bekanntmachung der Haushaltssatzung nach Vorlage
bei der Rechtsaufsichtsbehörde

I.
Auf Grund der §§ 10 und 21 der Verbandssatzung und der Art. 34

Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale
Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung
hat der Zweckverband am 08. Oktober 2003 folgende Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2003 beschlossen, die hiermit gemäß Art.
24 Abs. 1, Art. 40 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 65 Abs. 3
GO bekannt gemacht wird:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2003 wurde festgesetzt;

er schließt
im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 523.800 €
und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 692.800 €

ab.
§ 2

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt
werden nicht aufgenommen.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden

nicht festgesetzt.
§ 4

Umlagen werden nicht erhoben.
§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 50.000 € festgesetzt.

§ 6
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen.

§ 7
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2003 in Kraft.

II.
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen

Teile.
III.

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen während des
ganzen Jahres in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in 85072
Eichstätt, Ostenstraße 31 a, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstun-
den zur Einsicht auf.

Rapperszell, 31. Oktober 2003
gez.  M a y e r , Verbandsvorsitzender

Sparkasse Ingolstadt

196 Aufgebot von Sparkassenbüchern und sonstigen Spar-
urkunden

Gemäß Art. 35 und 36 AGBGB wird hiermit auf Antrag der nach-
stehend aufgeführten Antragsteller der Inhaber des/der jeweiligen
Sparkassenbuches/Sparurkunde aufgefordert, seine Rechte unter Vor-
legung der Urkunde binnen drei Monaten bei der Sparkasse Ingolstadt
anzumelden. Wird die Urkunde innerhalb dieser Frist nicht vorgelegt,
so wird das jeweilige Sparkassenbuch/die jeweilige Sparurkunde
durch Beschluss des Vorstandes für kraftlos erklärt.

Antragsteller Urkundennummer

Fuchs Anna und Xaver 13921689
Höcker Eva 12055687; 100257377;12071148

Hubacz Josef 23363773 UK Nr. 87013
Kirschner Anna 1009372

Schnell Christel 100210244

Wischhöfer Edlef Prof. Dr. Dr. 3094901

Ingolstadt, 24.10.2003
Sparkasse Ingolstadt


